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der Schöffen voll genutzt worden. Ihre Einbeziehung 
und volle verantwortliche Mitwirkung im Eröffnungs­
verfahren ist teilweise noch mangelhaft und entspricht 
nicht dem Prinzip der umfassenden Mitwirkung der 
Werktätigen bei der Rechtsprechung der Gerichte.

Die Voraussetzungen dafür, ob die Eröffnung des 
Hauptverfahrens beschlossen werden muß, sind in 
kollektiver Beratung vom Vorsitzenden und den 
ebenso wie er verantwortlichen Schöffen zu prüfen. Es 
ist ungesetzlich, im Eröffnungsverfahren Entscheidun­
gen vom Vorsitzenden ohne Beteiligung der Schöffen 
oder nur unter Beiziehung eines Schöffen zu treffen, 
wie dies in der Sache 2 S 41/61 des Kreisgerichts Bad 
Langensalza geschehen ist. Nicht den Erfordernissen 
einer verantwortlichen Mitarbeit und einer kollektiven 
Beratung entspricht es auch, wenn nur der Vorsitzende 
die Akten durcharbeitet und den bereits entworfenen 
Beschluß dann lediglich den Schöffen zur Unterschrift 
vorlegt. Es muß vielmehr verlangt werden, daß sich 
die Schöffen durch gründliches Aktenstudium eigene 
Kenntnisse über das Ermittlungsergebnis verschaffen 
und auf dieser Grundlage eigenverantwortlich an der 
Beratung über den Antrag des Staatsanwalts auf Eröff­
nung des Hauptverfahrens mitwirken. Das trifft für 
alle im Eröffnungsverfahren zu fassenden Entschei­
dungen zu, und zwar auch für die, die beispielsweise 
zur Zurückverweisung der Sache an den Staatsanwalt 
oder auch zur Ablehnung des Antrages des Staats­
anwalts auf Eröffnung des Hauptverfahrens führen.

II.
1. Das Kernstück des Eröffnungsverfahrens bildet die 

nach § 176 StPO vorzunehmende eigenverantwort­
liche Prüfung des Gerichts, ob das Ermittlungs­
ergebnis den hinreichenden Verdacht ergibt, daß die 
im Tenor der Anklage bezeichnten Handlungen 
des Beschuldigten alle objektiven und subjektiven 
Merkmale eines gesetzlichen Straftatbestandes ent­
halten. Diesem Erfordernis steht aber die in der 
Vergangenheit und teilweise auch heute noch von 
den Gerichten geübte Gepflogenheit entgegen, Er­
öffnungsbeschlüsse nur auf der Grundlage der 
Kenntnis der Anklageschrift zu erlassen, ohne diese 
auf ihre allseitige Richtigkeit hin überprüft zu 
haben. Der Ausdruck dafür sind die noch in Erschei­
nung tretenden wörtlichen Übernahmen von Teilen 
der Anklageschrift in den Eröffnungsbeschluß. Eine 
solche Praxis ist jedoch nicht mit der Eigenverant­
wortlichkeit der Gerichte zu vereinbaren.
Zuweilen ziehen sich Fehler und Mängel aus dem 
Ermittlungsverfahren durch das gesamte gericht­
liche Strafverfahren und führen im Ergebnis zu 
falschen, der sozialistischen Gesetzlichkeit wider­
sprechenden Entscheidungen.
Das trifft z. B. auf die Strafsache S 256/61 des Kreis­
gerichts Meißen zu, in der ein Rangierer eines volks­
eigenen Betriebes nach § 1 Abs. 1 Ziff. 2, Abs. 2 WStVO 
angeklagt war, durch Verletzung der Bestimmungen 
über den Werkbahnverkehr einen Schaden verur­
sacht zu haben. Weder im Ermittlungsverfahren noch 
in der Beweisaufnahme war eindeutig geklärt wor­
den, ob der Beschuldigte überhaupt für die Einhal­
tung der Bestimmungen über den Werkbahn verkehr 
verantwortlich war und ob er diese schuldhaft ver­
letzt hatte. Auch fehlte es bereits Im Ermittlungs­
verfahren an Fakten, aus denen die Gefährdung der 
Durchführung der Wirtschaftsplanung, zumindest des 
Betriebsplanes, gefolgert werden konnte. Gleichwohl

kam aber das Kreisgericht zur Eröffnung des Haupt­
verfahrens und Verurteilung des Angeklagten.

Das Gericht muß sich bei der Durcharbeitung des 
gesamten Akteninhalts bewußt sein, daß es eine Ent­
scheidung zu fällen hat, durch die gegebenenfalls be­
reits im Anfangsstadium des gerichtlichen Verfah­
rens der Beschuldigte von dem Verdacht, eine Straf­
tat begangen zu haben, befreit wird. Die Entschei­
dung, ob die Voraussetzungen für die Eröffnung des 
Hauptverfahrens vorliegen, ist von weitreichender 
Bedeutung für den Beschuldigten und seine Familie, 
sein Arbeitskollektiv und für den Produktionsablauf 
seines Betriebes. Nachdem das Ermittlungsorgan mit 
der Übergabe der Sache an den Staatsanwalt und 
dieser mit der Erhebung der Anklage das Vorliegen 
einer Straftat bejaht haben, hat nunmehr das Gericht 
als letztes der mit der Sache befaßten staatlichen 
Organe in eigener Verantwortung zu entscheiden, ob 
der hinreichende Verdacht einer Straftat vorliegt und 
gegebenenfalls, ob ein gerichtliches Verfahren erfor­
derlich ist oder die Voraussetzungen für die Über­
gabe der Sache an die Konfliktkommission vorliegen. 
Das Gericht hat aber auch schon in diesem Stadium 
des Strafverfahrens zu prüfen, welche Maßnahmen 
es gegebenenfalls zur Beseitigung der aus dem 
Akteninhalt erkennbaren mitwirkenden Ursachen bei 
der Begehung der Tat ergreifen will und welcher 
Kreis aus der Umgebung des Beschuldigten — Bri­
gade, gesellschaftliche Organisation usw. — zur 
Hauptverhandlung geladen werden soll. Deshalb 
müssen schon bei der Entscheidung darüber, ob ge­
gen einen Beschuldigten das Hauptverfahren eröff­
net werden muß, alle Umstände und Folgen der ihm 
zur East gelegten Straftat, ihre Ursachen und Zu­
sammenhänge sowie die Persönlichkeit des Täters, 
seine Entwicklung, sein Bewußtseinsstand und sein 
gesellschaftliches Verhalten vor und nach der Tat 
sorgfältig geprüft werden.
Das Gericht hat zugleich festzulegen, ob und wie es 
zur Verhütung und Bekämpfung weiterer Straftaten, 
aber auch für die gesellschaftliche Erziehung des 
Rechtsverletzers im Falle einer Verurteilung zu 
Strafe ohne Freiheitsentzug oder nach Verbüßung 
einer Freiheitsstrafe gesellschaftliche Kräfte, staat­
liche Organe oder Vertreter anderer Einrichtungen 
mobilisieren muß. Ein geeignetes Mittel hierfür ist 
die Durchführung der Hauptverhandlung vor der 
Öffentlichkeit, insbesondere vor solchen Kollektiven 
und gesellschaftlichen Organisationen, in denen der 
Rechtsverletzer arbeitet oder organisiert ist, oder die 
von der begangenen Straftat berührt worden sind. 
Ergeben die Ermittlungen keine hinreichenden An­
haltspunkte für eine ausreichende Einschätzung der 
Persönlichkeit des Rechtsverletzers oder für die Mög­
lichkeiten einer erfolgreichen gesellschaftlichen Er­
ziehung, so ist das Verfahren nach § 174 StPO in das 
staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren zurück­
zuverweisen.

2. Bei der Prüfung, ob hinreichender Tatverdacht vor­
liegt, ist das Gericht an das der Anklage zugrunde­
gelegte Verhalten des Beschuldigten gebunden. Es 
hat hinsichtlich aller von der Anklage erfaßten 
Handlungen des Beschuldigten zu entscheiden, ob das 
Hauptverfahren eröffnet wird, weitere Ermittlungen 
erforderlich sind oder der Antrag des Staatsanwalts 
auf Eröffnung des Hauptverfahrens ganz oder teil­
weise abgelehnt werden muß. Das Gericht ist zwar 
nicht an die rechtliche Beurteilung der in der An-


